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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Strafrecht

Gegen den Widerstand der Linken tGberwies der Nationalrat eine Motion Joder (svp, BE)
fir eine Verscharfung des Strafrahmens fiir vorsatzlich begangene Korperverletzung
(Mo. 08.3131). Der Bundesrat hatte vergeblich darauf hingewiesen, dass der Strafrahmen
fur schwere Korperverletzung mit Strafen von minimal 180 Tagesséatzen Geldstrafe bis zu
maximal zehn Jahren Freiheitsentzug eigentlich gross genug sei, von den Gerichten
aber nicht immer ausgeschopft werde. Gerade bei Gewalt- und Sexualdelikten wirden
gemass Bundesrat nur selten die strengst moglichen Strafen ausgesprochen. Eine
Motion Fiala (fdp, ZH) fur eine Verscharfung des Strafrahmens fiir Kinderpornografie
(Mo. 08.3609) wurde von der Regierung mit dem selben Argument bekdmpft und vom
Nationalrat angenommen. Der Nationalrat Gberwies in der Folge ein Postulat Jositsch
(sp, ZH) (Po. 09.3366), das vom Bundesrat einen Bericht darlber verlangt, ob die
Gerichte den vom Gesetzgeber vorgesehenen Strafrahmen effektiv ausnutzen.
Gewalttaten mit schweren Kérperverletzungen oder gar Todesfolgen sind in den letzten
Jahren oft von Jugendlichen begangen worden. Eine Motion Schltier (svp, ZH) (Mo.
09.3314), der bei derartigen Fallen die Altersgrenze fiir die Beurteilung nach dem
Jugendstrafrecht vom vollendeten 19. auf das 16. Altersjahr senken wollte, scheiterte
jedoch mit 69 zu 114 Stimmen im Nationalrat. Nicht besser ging es einer analogen
Motion Reimann (svp, AG) (Mo. 09.3733) im Standerat. Der Bundesrat hatte auch diese
beiden Vorstdsse zur Ablehnung beantragt. Seine Ansicht begrindete er u.a. auch in
seiner Antwort auf eine Interpellation Rickli (svp, ZH) (Ip. 09.3784). Eine Debatte Uber
die ungentgende Ausschopfung des Strafrahmens durch die Gerichte fand auch in den
Medien statt. '

Da die Ermittlungen bei grossen Wirtschaftsdelikten oft sehr umfangreich, komplex
und damit zeitraubend sind, beantragte Nationalrat Jositsch (sp, ZH) mit einer Motion
eine Verlangerung der Verjahrungsfristen fir derartige Delikte, damit ein Strafprozess
Uberhaupt durchgefihrt werden kann. Mit dem Einverstdndnis des Bundesrates
Uberwiesen beide Parlamentskammern den Vorstoss. ?

Im Anschluss an die Motionen Jositsch (sp, ZH) (08.3806) und Janiak (sp, BL) (08.3930),
welche die Verlangerung der Verjahrungsfristen bei Wirtschaftsdelikten forderten, gab
der Bundesrat eine Anderung des StGB in die Vernehmlassung. Der Vorentwurf sieht
nicht eine spezielle Verjahrungsfrist fur Wirtschaftsdelikte vor, sondern will die
Verjahrungsfrist je nach Tatschwere erhéhen. ®

Um Straftaten aufzukldren, werden oft Polizeibeamte in das kriminelle Umfeld
eingeschleust. Solche als verdeckte Ermittlungen bezeichnete Massnahmen waren bis
zum Inkrafttreten der Strafprozessordnung 2011 im Bundesgesetz Uber verdeckte
Ermittlungen (BVE) geregelt. In seiner standigen Praxis hielt das Bundesgericht fest,
dass nur verdeckte Ermittlungen von gewisser Intensitdt und Dauer unter diese
Regelungen fielen, einfache Lugen oder einfache Scheinkaufe jedoch keine gerichtliche
Bewilligung brauchten. 2008 anderte das Bundesgericht seine Meinung und stellte
fortan jede verdeckte Ermittiung unter die Regelung des BVE (6B 777/2007 Erw. 3.6.4).
Diese Praxisanderung konnte nicht mehr in die neue Strafprozessordnung
aufgenommen werden. Damit ergab sich, dass fur die préventive verdeckte Ermittlung
und fur selbststandige, polizeiliche verdeckte Ermittlung seit dem Inkrafttreten der
Strafprozessordnung keine gesetzliche Grundlage mehr im Bundesrecht bestand.
Scheinkaufe der Polizei im Drogenkleinhandel waren so fortan nicht mehr méglich. Um
diese Llicke zu beheben, reichte Nationalrat Jositsch (sp, ZH) 2008 eine
parlamentarische Initiative ein, welche die Wiedereinfihrung der engen Definition von
verdeckten Ermittlungen in der Strafprozessordnung fordert. Nach der Zustimmung
beider Rechtskommissionen (RK-NR und RK-SR) erarbeitete die Rechtskommission des
Nationalrates einen Entwurf zu einem Bundesgesetz tber die verdeckte Ermittlung und
Fahndung. Dieser Entwurf sieht vor, dass der Begriff der verdeckten Ermittlung nur
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noch jene Ermittlungshandlungen erfasst, bei denen Angehérige der Polizei nicht als
solche erkennbar sind und im Rahmen eines auf langere Dauer angelegten Einsatzes,
unter Verwendung einer durch falsche Urkunden abgesicherten Identitat, in ein
kriminelles Milieu einzudringen versuchen, um besonders schwere Straftaten
aufzuklaren. Massnahmen von minderer Art sollen neu als verdeckte Fahndungen
bezeichnet und separat in der Strafprozessordnung geregelt werden. Nicht geregelt
werden jedoch weiterhin die praventiven verdeckten Ermittlungen, da diese unter das
Polizeirecht und somit in den Kompetenzbereich der Kantone fallen. Die vom Bundesrat
beantragte Anderung, dass nicht nur aktives, sondern auch passives, tiuschendes
Verhalten unter die neue Regelung fallen sollte, wurde von beiden Kammern
angenommen und das Gesetz in der Wintersession von beiden Raten einstimmig
verabschiedet. *

Die beiden uberwiesenen, inhaltlich identischen und auf das Grounding der Swissair
zurlickgehenden Motionen Jositsch (sp, ZH) (08.3806) und Janiak (sp, BL) (08.3930)
verlangten eine Verlangerung der Verjahrungsfristen bei Wirtschaftsdelikten. Weil in
den Vorstdéssen ,Wirtschaftsdelikte™ nicht genauer definiert wurde, schlug der
Bundesrat eine allgemeine Verléangerung der Verjahrungsfristen von sieben auf zehn
Jahre bei schwersten Vergehen, fur die im Gesetz die Hochststrafe von drei Jahren
Freiheitsstrafe verhangt werden kann, vor. Dadurch sollte die Strafbehdrde mehr Zeit
bei der Strafverfolgung erhalten. Im Standerat wurden die vorgeschlagenen Anderungen
im StGB und im Militarstrafgesetz ohne Gegenstimme angenommen. Im Sommer
stimmte auch der Nationalrat mit 102 zu 78 Stimmen der Verlangerung der
Verfolgungsverjahrung zu, wobei die Vorlage von der SVP und der FDP, die keinen
Handlungsbedarf sahen, bekdmpft wurde. Die beiden Motionen wurden folglich
abgeschrieben. ®

Keinen Erfolg hatte eine auf eine Erhéhung des Rechtsschutzes abzielende
parlamentarische Initiative Jositsch (sp, ZH). Der Vorstoss forderte, dass die Erfordernis
der Arglist beim Betrugstatbestand, welche dem Opfer eine Eigenverantwortung
auferlegt, eingeschrankt wird. Damit sollten schwachere Personen besser vor Betriigern
geschutzt werden. Der Nationalrat sah jedoch mit Ausnahme der SP keinen
Handlungsbedarf und gab der Initiative keine Folge. ¢

Das abgekiirzte Verfahren, bei dem sich die Staatsanwaltschaft und der Beschuldigte
auf einen Urteilsvorschlag einigen konnen, bleibt bestehen. Der Nationalrat sprach sich
mit der Ablehnung einer parlamentarischen Initiative Jositsch (sp, ZH) gegen die
Abschaffung des 2011 eingeflihrten Verfahrens aus. Zwar sei es maoglich, dass das
Verfahren mehr zur Anwendung komme, als der Gesetzgeber beabsichtigt hatte.
Dennoch wirden die Vorteile die Nachteile tiberwiegen. ’

Das Unmittelbarkeitsprinzip im Strafverfahren wird nicht gestérkt. Der Nationalrat gab
in der Wintersession einer entsprechenden parlamentarischen Initiative Jositsch (sp,
ZH) mit 103 zu 75 Stimmen keine Folge. Der Initiant hatte verlangt, dass bei schweren
Fallen die wichtigsten Beweise nicht im Untersuchungsverfahren, sondern in der
Hauptverhandlung abgenommen wuirden. Die grosse Kammer entschied sich jedoch mit
Blick auf die anstehende Revision der Strafprozessordnung, Zurlckhaltung zu tiben. 8

Die geltende Rechtslage lasst Angehdrige von Opfern, die durch eine Straftat ums Leben
gekommen sind, nur dann als Privatklager auftreten, wenn sie Zivilklage gegen die
beschuldigte Person erheben. Kann gegen die beschuldigte Person keine Zivilklage
erhoben werden, beispielsweise gegen medizinisches Personal 6ffentlicher Spitaler,
kénnen die Angehdrigen der verstorbenen Person keine unmittelbare Verletzung ihrer
eigenen geistigen, korperlichen oder sexuellen Integritat geltend machen (Pa.lv. 12.463).
Auch bei einem Uberlebenden Opfer sei nicht klar, ob dieses im Prozess als Partei
auftreten kénne, selbst wenn es gegen die beschuldigte Person keine zivilrechtlichen
Anspriche geltend machen kann (Pa.lv. 12.492). Zur Beseitigung dieser Ungleichheiten
und Unklarheiten betreffend die Privatklagerschaft im Strafprozess hatte Mauro Poggia
(mcg, GE) im Jahr 2012 zwei parlamentarische Initiativen zu entsprechenden
Anpassungen der Strafprozessordnung eingereicht.
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Auch Daniel Jositsch (sp, ZH) wollte mit zwei im gleichen Jahr eingereichten
parlamentarischen Initiativen die Strafprozessordung &ndern. Zum einen soll die Gefahr
einer Wiederholungstat auch bei Ersttatern und nicht wie bisher nur bei
Wiederholungstatern als Haftgrund vorgesehen werden (Pa.lv. 12.495), zum anderen soll
bei Haft- und Haftentlassungsentscheiden nicht nur der verhafteten Person, sondern
auch der Staatsanwaltschaft ein Beschwerderecht zukommen (Pa.lv. 12.497).

Allen vier Initiativen wurde von den Rechtskommissionen beider Réate Folge gegeben.
Der Nationalrat verlangerte im Frihling 2016 auf Antrag seiner Kommission die Frist zur
Ausarbeitung eines Erlassentwurfs bis zur Frihjahrssession 2018. Bei Anpassungen der
Strafprozessordnung will man vorerst Zurlckhaltung tben, bis der Bundesrat dem
Parlament bis spatestens Ende 2018 ohnehin einen Revisionsentwurf zur
Strafprozessordnung vorgelegt haben wird. *

Um den Vorschlagen des Bundesrates zur Anpassung der Strafprozessordnung nicht
vorzugreifen - diese sollten Anfang 2019 dem Parlament vorgelegt werden -, verléangerte
der Nationalrat auf Antrag seiner Rechtskommission die Frist fur die vier
parlamentarischen Initiativen Poggia (mcg, GE; Pa.lv. 12.463 und Pa.lv. 12.492) und
Jositsch (sp, ZH; Pa.lv. 12.495 und Pa.lv. 12.497) um weitere zwei Jahre bis zur
Wintersession 2020.

In der Frihjahrssession 2021 begrisste Kommissionssprecher Beat Flach (glp, AG) seine
Ratskolleginnen und -kollegen zur «kleinen Monsterdebatte» Uber die Revision der
Strafprozessordnung. Der Nationalrat nahm sich der punktuellen Anpassung der StPO
zur Verbesserung ihrer Praxistauglichkeit (in Umsetzung der Mo. 14.3383) als Erstrat an.
Er trat ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein. Zwei Minderheitsantrage Nidegger (svp,
GE) und Addor (svp, VS) auf Rickweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag, noch
verschiedene zusatzliche Punkte in die Revision zu integrieren, fanden ausserhalb der
SVP-Fraktion keine Zustimmung und blieben damit chancenlos.

Erster Kernpunkt der Diskussion war die Einschrankung der Teilnahmerechte der
beschuldigten Person. Die aktuell geltende Regelung wurde in der Debatte immer
wieder als einer der Ausldser fur die vorliegende StPO-Revision genannt. Der Bundesrat
hatte im Entwurf vorgesehen, dass die beschuldigte Person von einer Einvernahme
ausgeschlossen werden kann, solange sie sich zum Gegenstand der Einvernahme noch
nicht selber einlasslich gedussert hat. Er wollte damit der Strafverfolgung die
Wahrheitsfindung erleichtern, wie Justizministerin Karin Keller-Sutter erklarte. Indem
Beschuldigte unter bestimmten Voraussetzungen von der Einvernahme anderer
Personen ausgeschlossen werden kénnen, soll verhindert werden, dass sie ihre
Aussagen einander anpassen. Beflrworterinnen und Beflrworter im Nationalrat
argumentierten Uberdies, dass Zeuginnen und Zeugen durch die Anwesenheit der
beschuldigten Person - oder letztere durch die Anwesenheit des «Bandenbossles]»
(Barbara Steinemann, svp, ZH) - eingeschichtert und unter Druck gesetzt werden
konnten, was die Qualitat der Aussagen beeintrachtige. Vertreterinnen und Vertreter
der Gegenseite warnten dagegen vor der Einfihrung einer «faktischeln]
Mitwirkungspflicht» (Ursula Schneider Schittel, sp, FR): Die neue Regelung bewirke,
dass die beschuldigte Person sich zur betreffenden Sache im Detail dussern - d.h. auf
ihr Aussageverweigerungsrecht verzichten - musse, um bei den Beweiserhebungen
dabei sein zu durfen. Fur jemand Unschuldiges sei das besonders schwierig, fuhrte
Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) aus, «[dlenn der kann namlich nichts anderes sagen,
als dass er unschuldig ist». Den Beweiserhebungen nicht beizuwohnen und daher nicht
genau zu wissen, was einem vorgeworfen werde, erschwere indessen die eigene
Verteidigung, so Ursula Schneider Schuttel weiter. Zwar gab auch Bundesratin Karin
Keller-Sutter den Gegenstimmen recht, dass das Teilnahmerecht der Beschuldigten
«als Ausgleich fur die strukturell starke Stellung der Staatsanwaltschaft notwendig» sei,
hielt die vorgeschlagene Einschréankung jedoch fur «massvoll und zurickhaltend». Fur
ihre Fraktion sei der Artikel allerdings die «Piéce de Résistance» der Vorlage,
bekundete SP-Vertreterin Ursula Schneider Schittel ebenso wie Christian Lischer (fdp,
GE), der fur die Mehrheit der FDP-Fraktion sprach. Sinngleich erklarte auch Sibel Arslan
(basta, BS), im Falle der Annahme der neuen Einschrankung werde die Griine Fraktion
«die ganze Vorlage infrage stellen mussen». Mit 103 zu 85 Stimmen bei zwei
Enthaltungen folgte die grosse Kammer schliesslich ihrer Kommissionsmehrheit, die
beim Status quo bleiben wollte. SP und Grine setzten sich mit Unterstitzung von Teilen
der FDP- und der Mitte-Fraktionen durch.
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Erfolgreicher war der Bundesrat mit seinem Ansinnen, die Voraussetzungen fir die
Untersuchungs- und Sicherheitshaft bei Wiederholungsgefahr zu lockern, wobei der
Nationalrat seiner Kommissionsmehrheit folgend eine vom Bundesrat abweichende
Formulierung wahlte. Justizministerin Karin Keller-Sutter stellte im Rat jedoch fest,
dass nach Ansicht des Bundesrates kein materieller Unterschied zwischen den beiden
Formulierungen bestehe. Eine weitere Niederlage musste der Bundesrat bei der
vorgesehenen Beschwerdemoglichkeit fiir die Staatsanwaltschaft gegen Entscheide
des Zwangsmassnahmengerichts hinnehmen. Er hatte diese in der StPO festschreiben
wollen, um die ohnehin bereits vom Bundesgericht angewandte Praxis gesetzlich zu
verankern. «Es ist unbefriedigend, wenn sich weder die Legitimation noch das
Verfahren aus dem Gesetz ergeben>», begriindete die Justizministerin diese Neuerung.
Der Nationalrat folgte auch in dieser Frage mit 98 zu 89 Stimmen seiner
Kommissionsmehrheit und strich den betreffenden Absatz aus der Vorlage. Die
geschlossen flr die Version des Bundesrates stimmenden Fraktionen der SVP und der
FDP sowie einzelne Stimmen aus der Mitte- und der GLP-Fraktion beflrchteten, ohne
Beschwerdemoglichkeit fur die Staatsanwaltschaft kdnnte «eine zu Unrecht erfolgte
Nichtanordnung von Haft» in gewissen Fallen «eine Fortsetzung der Strafuntersuchung
illusorisch» machen, wie es Christa Markwalder (fdp, BE) formulierte. Die Ratsmehrheit
folgte indessen der Argumentation von Mitte-Vertreter Philipp Matthias Bregy: Wenn
die Staatsanwaltschaft Beschwerde gegen die Nichtanordnung, Nichtverlangerung oder
Aufhebung der Untersuchungshaft einlegen koénne, kénne die Untersuchungshaft
«durch systematische Beschwerden der Staatsanwaltschaften unnotig verlangert»
werden. Selbst Bundesratin Karin Keller-Sutter gab zu bedenken, es sei «alles andere als
klar», ob sich die Beschwerdeberechtigung fur die Staatsanwaltschaft mit den Vorgaben
der EMRK vereinbaren lasse. Weil die Uberfiihrung der bundesgerichtlichen Praxis in
das Gesetz von einer angenommenen parlamentarischen Initiative Jositsch (sp, ZH;
Pa.lv. 12.497) gefordert und in der Vernehmlassung mehrheitlich begrisst worden sei,
habe sich die Regierung «trotz aller Bedenken und Unsicherheiten» entschieden, die
nun im Nationalrat durchgefallene Regelung in den Entwurf aufzunehmen, so die
Justizministerin.

Weiter sollten DNA-Profile gemass dem Entwurf des Bundesrates neu auch dann
erstellt werden dirfen, wenn «erhebliche und konkrete Anhaltspunkte» fir eine
Verwicklung der beschuldigten Person in bereits begangene oder klnftige Delikte
bestimmter Schwere bestinden, und nicht mehr nur zur Aufklarung von Verbrechen,
die Gegenstand des aktuellen Verfahrens sind. Die Kommissionsmehrheit wollte hier
einerseits einen Schritt weiter gehen und schlug vor, dass bei vergangenen Straftaten
eine «gewisse Wahrscheinlichkeit» bereits gentgen sollte; fur die Aufkléarung
zukunftiger Straftaten lehnte sie andererseits die Erstellung eines DNA-Profils génzlich
ab. Die Volkskammer folgte diesen beiden Antrégen, wobei die Verscharfung bezlglich
der vergangenen Straftaten gegen den Widerstand des links-grinen Lagers und die
Streichung bezuglich der zukinftigen Straftaten gegen die SVP- und Teile der Mitte-
Fraktion durchgesetzt wurde.

Uberdies nahm der Nationalrat mit grosser Mehrheit auch einen Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) an, der darauf zielte, die Moglichkeiten zur verdeckten Ermittlung im Bereich
der Kinderpornografie zu erweitern. Bundesratin Karin Keller-Sutter hatte vergeblich
darauf hingewiesen, dass der Antrag in die sorgfaltig austarierte Kompetenzaufteilung
zwischen Bund und Kantonen eingreife und deshalb abzulehnen sei. Ebenfalls gegen
den Willen des Bundesrates fligte die grosse Kammer einen neuen Artikel Uber die
restaurative Gerechtigkeit («justice restaurative», Wiedergutmachungsjustiz) in die
StPO ein. Die Kommission habe sich mit 15 zu 6 Stimmen bei 3 Enthaltungen zu diesem
«mutigen Schritt» entschieden, berichtete Kommissionssprecher Beat Flach. Wenn
beide Seiten damit einverstanden sind, soll neu eine Art Mediation zwischen Opfern
und Tatern durchgeflhrt werden kénnen. Es gehe nicht darum, wie von ablehnenden
Stimmen aus SVP und Mitte kritisiert, die Verfahren zu verlangern oder «dem Straftater
gegenuber irgendwie Milde walten zu lassen», sondern dem Opfer eine Moglichkeit zu
geben, sich mit dem Geschehenen zu beschaftigen und es aufzuarbeiten. Erfahrungen
aus der Westschweiz und aus Belgien zeigten, dass solche Prozesse das «reinlel
Aburteilen und Strafen» gut erganzen und vor allem fur die Opfer «eine Hilfe auf dem
weiteren Lebensweg» sein konnten. Bundesratin Karin Keller-Sutter betonte, dass der
Bundesrat die «justice restaurative» nicht generell ablehne, mahnte den Nationalrat
aber zur Vorsicht, nicht Ubereilt zu handeln. Sie kritisierte die unprézise Formulierung,
die sowohl den Anwendungsbereich als auch die Folgen einer allenfalls erfolgreichen
Wiedergutmachung zu stark offen lasse; das sei «unter dem Aspekt der rechtsgleichen
Behandlung heikel». Auch musste die Frage zuerst mit den Kantonen diskutiert werden,
die die StPO schliesslich anwendeten. Den Einwand, das Konzept sei zu wenig
ausgereift, liess Kommissionssprecher Flach nicht gelten: Der Standerat kénne als
Zweitrat noch «nachjustieren». Mit 122 zu 71 Stimmen sah das auch der Nationalrat so
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und hiess den Vorschlag seiner Kommissionsmehrheit gut, wobei sich die SVP-Fraktion
geschlossen und die Mitte-Fraktion mehrheitlich gegen die Einflihrung der
Wiedergutmachungsjustiz aussprach.

Eine weitere Neuerung, die der Bundesrat nicht durchsetzen konnte, war das Ansinnen,
die  Staatsanwaltschaft ~ zu  verpflichten, die beschuldigte  Person im
Strafbefehlsverfahren zwingend einzuvernehmen, wenn ihr eine unbedingte
Freiheitsstrafe droht. Eine Einvernahme erhdhte die Akzeptanz eines Strafbefehls,
begriindete die Justizministerin diesen Schritt. Wahrend eine links-griine Minderheit
die Einvernahme auch bei hohen Geldstrafen verpflichtend machen wollte, erachtete
die burgerliche Ratsmehrheit die heutige Regelung als ausreichend und strich den
Artikel ganzlich aus dem Entwurf.

Damit hatte der Nationalrat der Revisionsvorlage einige Zéhne gezogen, die
insbesondere den Strafverfolgungsbehérden zugute gekommen waren. Von der
Ratslinken hatte sich der Bundesrat zundchst vorwerfen lassen mussen, einer
«durchaus beeindruckende[n] PR-Offensive» (Min Li Marti, sp, ZH) der
Staatsanwaltschaft erlegen zu sein. Gegen die Vorlage, wie sie nun vom Nationalrat
angepasst worden war, regte sich in der Gesamtabstimmung von linker Seite aber kein
Widerstand mehr. «Den Ton gaben Anwaltinnen und Anwaélte an», resimierte denn
auch die NZZ die Debatte. Mit dem Ergebnis explizit unzufrieden zeigte sich die SVP-
Fraktion. Die versprochene Verbesserung der Praxistauglichkeit der StPO fur die
Strafverfolgungsbehdrden sei «heute in diesem Saal nicht passiert», so SVP-Vertreter
Pirmin Schwander (svp, SZ), weil die Ratsmehrheit die zentralen Neuerungen verworfen
habe. Die grosse Kammer verabschiedete den Entwurf schliesslich mit 139 zu 54
Stimmen an den Zweitrat. Stillschweigend schrieb er die Motionen 09.3443, 11.3223,
11.3911, 12.4077 und 14.3383 sowie die Postulate 15.3447 und 15.3502 ab. Die vom
Bundesrat ebenfalls beantragte Abschreibung des Postulats 18.4063 zur
Wiedergutmachungsjustiz lehnte er jedoch ab. "

Die mittels vier parlamentarischen Initiativen Poggia (mcg, GE; Pa.lv. 12.463, 12.492) und
Jositsch  (sp, ZH; Pa.v. 12.495, 12.497) geforderten Anpassungen der
Strafprozessordnung wurden von der RK-NR im Rahmen der laufenden StPO-Revision
diskutiert. Dabei nahm sie die Forderungen nach der Moglichkeit zur
Untersuchungshaft bei qualifizierter Wiederholungsgefahr (Pa.lv. 12.495) sowie nach
der Ausweitung der Beschwerdeberechtigung bei Haftentscheiden auf die
Staatsanwaltschaft (Pa.lv. 12.497) in die StPO-Revision auf. Bei den anderen beiden
Anliegen betreffend die Privatklagerschaft im Strafprozess (Pa.lv. 12.463) und die
Zulassung zum Bundesgericht (Pa.lv. 12.492) sah sie keinen Handlungsbedarf. Nach ihrer
intensiven Auseinandersetzung mit der Thematik beantragte die RK-NR ihrem Rat, die
vier parlamentarischen Initiativen abzuschreiben, was dieser in der Frihjahrssession
2021 stillschweigend tat. ™

In der Frihjahrssession 2022 begann der Nationalrat mit der Differenzbereinigung bei
der Revision der Strafprozessordnung. Auf die Linie des Standerats schwenkte er bei
den Voraussetzungen fur die Untersuchungs- und Sicherheitshaft ein, wo mehrere
Minderheiten Addor (svp, VS) flr weniger strenge Voraussetzungen als vom Standerat
beschlossen mangels Unterstitzung von ausserhalb der SVP-Fraktion chancenlos
blieben. Zudem folgte der Nationalrat mit 104 zu 86 Stimmen einer Minderheit Marti
(sp, ZH) und hiess den Vorschlag von Standerat und Bundesrat gut, dass bei einem
Strafbefehl, der eine zu verblssende Freiheitsstrafe nach sich zieht, zwingend eine
Einvernahme erfolgen muss. In dieser Frage setzte sich die links-griine Ratsseite mit
grossmehrheitlicher Unterstutzung aus der Mitte-Fraktion durch. Ebenfalls seiner
Schwesterkammer folgend verzichtete der Nationalrat nunmehr auf das Konzept der
restaurativen Gerechtigkeit, das er als Erstrat in den Entwurf eingefligt hatte und das
vom Sténderat abgelehnt worden war. Kommissionssprecher Beat Flach (glp, AG)
erklarte, nach der Lancierung der Motion 21.4336 habe die Kommission davon
abgesehen, «die Justice restaurative bereits in dieser Phase in die Strafprozessordnung
aufzunehmen>». Eine Minderheit Walder (gp, GE) wollte dagegen an den Bestimmungen
festhalten. Die grosse Kammer folgte ihrer Kommissionsmehrheit mit 110 zu 79
Stimmen, wobei sich das links-grine Lager ebenso geschlossen flr Festhalten wie das
burgerliche Lager fur Streichen aussprach.

In den anderen grossen Diskussionspunkten hielt die Volkskammer indessen an ihren
vorherigen Beschlissen fest. Die vom Bundesrat beabsichtigte Einschrankung der
Teilnahmerechte von beschuldigten Personen fiel im Nationalrat abermals durch.
Bundesratin Karin Keller-Sutter hatte vergeblich darauf hingewiesen, dass «gerade
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diese Frage auch Ausloser fur die Teilrevision der Strafprozessordnung» gewesen sei,
weil sich in der juristischen Praxis gewisse «Nebenwirkungen» der geltenden Regelung
- etwa dass mehrere Beschuldigte ihre Aussagen einander anpassen kénnen - gezeigt
hatten. «Nichtstun» sei hier «keine Option», so ihr Appell. Kommissionssprecher Flach
erganzte, der Standerat habe mit seiner Neuformulierung «einen Schritt auf die
nationalratliche Version» zu gemacht. Dennoch habe die Kommission «mit einer sehr
deutlichen Mehrheit» befunden, dass eine Einschrankung der Teilnahmerechte das
derzeit «ausgewogenle] System» aus dem Lot bringe, das sicherstelle, dass «zwischen
Staatsanwaltschaft, Beschuldigten, ihren Verteidigern und letztlich dem Gericht, das
urteilen soll, mit gleich langen Spiessen gekampft wird». Die Minderheit Geissbihler
(svp, BE), die dem Standerat folgen wollte, konnte nur einen Grossteil der SVP- und
FDP-Fraktionen sowie einzelne Mitte-Stimmen Uberzeugen und unterlag mit 70 zu 116
Stimmen bei 2 Enthaltungen dem Antrag der Kommissionsmehrheit, die
Teilnahmerechte unveréndert zu lassen.

Auch bei der im Stdnderat gutgeheissenen Beschwerdemdglichkeit fiir die
Staatsanwaltschaft gegen Entscheide des Zwangsmassnahmengerichts hielt der
Nationalrat an seinem Entscheid fest, diese zu streichen. Mit 100 zu 86 Stimmen bei
einer Enthaltung setzte sich das links-griine Lager mit mehrheitlicher Unterstitzung aus
der Mitte-Fraktion durch und gab dem Antrag der Kommissionsmehrheit statt. Eine
Minderheit Luscher (fdp, GE) hatte sich dem Stédnderat anschliessen und die
Beschwerdemoglichkeit wie vom Bundesrat vorgesehen in die StPO aufnehmen wollen.
Kommissionsberichterstatter Flach begriindete die Position der Kommissionsmehrheit
auch hier mit <«massiv ungleich langeln] Spiesseln]», die eine solche
Beschwerdemdéglichkeit  zugunsten der Staatsanwaltschaft bedeuten wdrde.
Justizministerin Keller-Sutter hatte dem Rat empfohlen, der Minderheit zu folgen, sich
aber schwergetan mit dieser Empfehlung, da mit der Beschwerdemaglichkeit einerseits
die bisherige Rechtsprechung des Bundesgerichts niedergeschrieben wiurde,
andererseits aber «gewisse Zweifel» bestlinden, ob so ein Beschwerdeverfahren EMRK-
konform ware.

Bezlglich der DNA-Profile wiederholte die grosse Kammer mit knappen Mehrheiten
ihre beiden Entscheide, die sie schon als Erstrat gefallt hatte: Von beschuldigten
Personen soll ein DNA-Profil erstellt werden dirfen, wenn <«eine gewisse
Wahrscheinlichkeit» besteht, dass die beschuldigte Person weitere Verbrechen oder
Vergehen begangen haben kénnte. Bundesrat, Standerat und eine Minderheit Marti
wollten  dafir  «konkrete  Anhaltspunkte»  verlangen. Der  Antrag der
Kommissionsmehrheit fur die weniger hohe Hirde wurde vom rechtsburgerlichen Block
aus SVP-, FDP- und dem Grossteil der Mitte-Fraktion unterstitzt und mit 99 zu 83
Stimmen bei einer Enthaltung angenommen. Bei bereits verurteilten Personen hatte der
Bundesrat im Entwurf die Mdglichkeit zur Erstellung eines DNA-Profils vorgesehen,
«wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte anzunehmen ist, die verurteilte Person
kénnte weitere Verbrechen oder Vergehen begehen». Eine Minderheit Geissbuhler
beantragte, dem Standerat zu folgen und diesen Artikel so in die StPO aufzunehmen,
wahrend die Kommissionsmehrheit fiir Streichen pladierte. Ausserst knapp mit 89 zu 88
Stimmen bei 11 Enthaltungen setzte sich der Streichungsantrag durch. Das Zunglein an
der Waage spielte die FDP-Fraktion, die sich zu rund je einem Drittel enthalten, dafur
und dagegen ausgesprochen hatte.

Die Volkskammer zeigte sich auch bei weiteren, kleineren Differenzen nicht in
Kompromisslaune und erhielt viele davon aufrecht. So blieb sie dabei, dass Opfern, die
nicht am Strafverfahren teilnehmen, der Entscheid automatisch zugestellt werden soll,
ausser sie verzichten ausdricklich darauf. Ebenfalls behielt der Nationalrat die von ihm
eingefuhrten und vom Standerat gestrichenen, verschiedenen Behandlungsfristen im
Gesetz. Er hielt auch daran fest, dass die Strafbehdérde ihre Forderungen aus
Verfahrenskosten nicht nur mit Entschadigungen, sondern auch mit Genugtuungen, die
an die zahlungspflichtige Partei zu entrichten sind, direkt verrechnen darf. ™

Im Frihjahr 2022 gaben die Rechtskommissionen beider Rate einer parlamentarischen
Initiative Flach (glp, AG) flr ein ausdriickliches Folterverbot im Schweizer Strafrecht
Folge. Folter sei in der Schweiz aktuell nur im Kontext von Kriegsverbrechen und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit explizit verboten, was zur Umsetzung des
vOlkerrechtlichen Folterverbots ungenlgend sei, stellte der Initiant fest. Die
bestehenden Bestimmungen ahndeten Folter nicht konsequent und effektiv genug und
deckten sich nicht mit der Definition von Folter in der UNO-Antifolterkonvention. Da
Folter dadurch nicht angemessen bestraft werde, laufe die Schweiz Gefahr, «in naher
Zukunft» vom EGMR gerlgt zu werden, so Flach in der Begrindung seiner Initiative.
Nicht zuletzt schwache die lickenhafte Gesetzgebung das internationale Engagement
der Schweiz gegen Folter und schade der Glaubwdirdigkeit des Landes. Die RK-NR teilte
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diese Argumentation mehrheitlich und stimmte der Initiative mit 13 zu 9 Stimmen zu.
Die Minderheit war der Ansicht, dass die geltenden Strafbestimmungen zur Ahndung
von Folterhandlungen ausreichten. Die RK-SR hiess die Initiative einstimmig gut und
erachtete es nun als Aufgabe ihrer Schwesterkommission, «den neuen Straftatbestand
klar abzugrenzen». '

In der Sommersession 2022 brachten die eidgendssischen Rate die Revision der
Strafprozessordnung zum Abschluss. In der Differenzbereinigung verharteten sich die
Fronten in den zentralen Diskussionspunkten zunachst, sodass Bundesratin Karin
Keller-Sutter bereits mit einer Einigungskonferenz rechnete. Der Standerat kam dem
Nationalrat zuerst nur bei Fristen fur die Beschwerdeinstanz und das Berufungsgericht
entgegen, die der Nationalrat zwecks Beschleunigung der Verfahren neu in die StPO
aufgenommen hatte. Gemass Berichterstatter Daniel Jositsch (sp, ZH) hielt die RK-SR
diese zwar fir wenig zweckmassig, aber tolerierbar, weil die Fristen mangels rechtlicher
Konsequenzen bei Nichteinhaltung «lediglich als Richtgrosse im Sinne einer
Konkretisierung des Beschleunigungsgebots» zu verstehen seien. Der Nationalrat
beugte sich seinerseits in einigen Punkten der Argumentation des Schwesterrats und
verzichtete auf zwei von ihm eingefligte, aber vom Standerat abgelehnte
Bestimmungen: Erstens strich er die Regelung zur préaventiven verdeckten Ermittiung
bei Sexualdelikten wieder aus dem Gesetz, weil dies Sache des kantonalen Polizeirechts
sei. Zweitens soll eine Genugtuung nun doch nicht mit Geldforderungen des Staates aus
dem Verfahren verrechnet werden kénnen; werde der Betrag nicht ausbezahlt, verpuffe
der Ausgleichseffekt flr die unrechtmassig erlittene Rechtsverletzung. Weiter raumte
die grosse Kammer die beiden Differenzen zu den DNA-Profilen aus, sodass daflir nun
die vom Bundesrat vorgesehenen Regeln umgesetzt werden: Von einer beschuldigten
Person darf wahrend des Strafverfahrens ein DNA-Profil erstellt werden, wenn konkrete
Anhaltspunkte bestehen, dass sie weitere Delikte begangen haben kénnte. Die SVP-
Minderheit, die daflir nur eine «gewisse Wahrscheinlichkeit» voraussetzen wollte, blieb
letztlich chancenlos. Zudem darf von einer verurteilten Person am Ende des
Strafverfahrens ein DNA-Profil erstellt werden, wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte
anzunehmen ist, dass sie weitere Delikte begehen kdnnte. Hier unterlag die links-grine
Minderheit mit ihrem Streichungsantrag ebenso deutlich.

Bei der Einschrankung der Teilnahmerechte verharrten indessen beide Rate auf ihrer
Position. Wahrend sich der Standerat mit 32 zu 11 Stimmen daflir aussprach, dass eine
beschuldigte Person von der ersten Einvernahme einer mitbeschuldigten Person
ausgeschlossen werden kann, solange sie selber noch nicht einvernommen worden ist,
lehnte der Nationalrat diese Einschrankung mit 137 zu 50 Stimmen (1 Enthaltung) ebenso
klar ab. Als Berichterstatter der RK-NR fasste Beat Flach (glp, AG) zusammen: «Fir die
eine Seite ist es der Hauptinhalt und das wichtigste Element dieser Revision, und fur
die andere Seite [...] ist das, was vorgeschlagen wird, ein No-Go.» Die ablehnende Seite
argumentierte, dieser Eingriff in die Rechte der Beschuldigten bringe das sorgfaltig
austarierte Krafteverhaltnis zwischen Staatsanwaltschaft und Verteidigung aus dem Lot
und sei darum inakzeptabel. Die Beflirworterinnen und Beflrworter der Anderung
betonten hingegen, dass es sich um einen «moderaten Eingriff» (Karin Keller-Sutter)
handle und dass dies der Hauptausldser flr die ganze Revision gewesen sei, weil hier
von den Staatsanwaltschaften konkrete Probleme in der Praxis festgestellt worden
seien.

Ebenso unverséhnlich standen sich die beiden Kammern beim Beschwerderecht der
Staatsanwaltschaft gegen Haftentscheide gegeniber. Der Standerat entschied mit 25
zu 19 Stimmen, an der bundesratlichen Version festzuhalten, die ein solches
Beschwerderecht explizit vorsieht. Damit werde nichts Neues eingefihrt, sondern die
bisherige Rechtsprechung des Bundesgerichts kodifiziert; es sei allemal besser, wenn
der Gesetzgeber die Grundsatze des Verfahrens in der StPO festschreibe, als dass das
Bundesgericht sich wie bisher das Recht nehme, selber zu entscheiden, erklérte der
erfolgreiche Antragsteller Daniel Fassler (mitte, Al). Der Nationalrat beschloss
demgegentber mit 109 zu 79 Stimmen, eine solche Beschwerdemdglichkeit fur die
Staatsanwaltschaft ausdricklich auszuschliessen, weil die EMRK-Konformitét einer
solchen Regel mindestens zweifelhaft sei. Es sei problematisch, wenn eine nach
Gerichtsentscheid freizulassende Person noch langer in Haft behalten werde, bis die
Beschwerde erledigt sei, so die Bedenken. Selbst der Bundesrat war sich in dieser
Sache nicht sicher, sagte Justizministerin Keller-Sutter doch, der Bundesrat habe
versucht, «das Risiko einer EMRK-Widrigkeit zu reduzieren, indem er flr das Verfahren
moglichst kurze Fristen festgelegt>» habe.

Resigniert stellte der standeratliche Kommissionssprecher Jositsch am Ende der
zweiten Runde der Differenzbereinigung fest, dass man in diesen beiden letzten Fragen
keine Losung gefunden habe. Bei der Beschwerdelegitimation der Staatsanwaltschaft
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gebe es mit der EMRK-Konformitat «tatséachlich einen Punkt, der flr die Fassung des
Nationalrates spricht», weshalb die Kommission die Zustimmung zum Beschluss der
Schwesterkammer beantragte. Dasselbe beantragte die RK-SR auch bei den
Teilnahmerechten. Die Fassung des Standerates sei im Nationalrat nicht mehrheitsfahig
und eine zweckmaéssige Kompromisslésung nicht in Sicht, weshalb man im Zweifelsfall
eben beim geltenden Recht bleiben wolle, so Jositsch. «Das heisst, dass wir mit dieser
Revision das urspriingliche Hauptproblem vielleicht nicht haben I6sen kénnen, aber wir
haben doch einiges gemacht, um diese Strafprozessordnung besser zu machen»,
resumierte er. Obwohl die Kommission damit in beiden Punkten die bundesréatliche
Losung fallen liess, beantragte Karin Keller-Sutter keine Abstimmung. So raumte die
Stdndekammer die beiden letzten Differenzen stillschweigend aus. In den
Schlussabstimmungen nahm der Standerat die Vorlage mit 38 zu 6 Stimmen bei einer
Enthaltung an. Der Nationalrat stimmte ihr mit 147 zu 48 Stimmen bei 2 Enthaltungen
zu. Unzufrieden zeigten sich in beiden Raten grosse Teile der SVP-Fraktion, die die
fehlende Einschrénkung der Teilnahmerechte bedauerten. Dadurch werde «die
Erforschung der materiellen Wahrheit eminent erschwert», was zu einer «massiven
Bevorteilung der Tater» fuhre und damit indirekt die Stellung des Opfers erheblich
schwéche, hatte Nationalrdtin Andrea Geissbihler (svp, BE) wahrend der Debatte im
Namen ihrer Fraktion erklart. ™

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im April 2021 und damit zwei Jahre nach der Abschreibung der parlamentarischen
Initiative Flach (glp, AG) beantragte die RK-NR ihrem Rat mit 14 zu 7 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) die Aufhebung des Majestatsbeleidigungs-Artikels 296 StGB, welcher
die Beleidigung eines fremden Staates unter Strafe stellt. "

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Gesellschaftsrecht

Wie die jlungste Vergangenheit auch in der Schweiz (Swissair, UBS) drastisch vor Augen
geflhrt hat, kdnnen Managementfehler in privaten Unternehmen diese und manchmal
auch die offentliche Hand riesige Betrage kosten. Strafrechtlich verfolgt wird nach
geltendem Recht nur die willentliche Schadigung eines Unternehmens, nicht aber
fahrléssiges Verhalten oder Unterlassen. Mit einer parlamentarischen Initiative
versuchte dies Nationalrat Jositsch (sp, ZH) zu &ndern. Er schlug vor, dass auch
grobfahrlassiges Fehlverhalten von Managern strafrechtlich verfolgt werden kann. Auf
Antrag der Rechtskommission gab der Rat diesem nur von der SP, nicht aber von der GP
unterstitzten Vorstoss keine Folge. "

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Umweltschutz

Im Dezember 2022 préasentierte der Bundesrat die Botschaft fliir die Revision des
Umweltschutzgesetzes. Die Revision bezweckt Verdanderungen in den Bereichen Larm,
Altlasten, Lenkungsabgaben, Finanzierung von Aus- und Weiterbildungskursen zum
Umgang mit Pflanzenschutzmitteln, beim E-Government sowie beim Strafrecht.

Beim Larmschutz will der Bundesrat die raumplanerischen Ziele (verdichtetes Bauen /
Siedlungsentwicklung nach innen) besser mit dem Schutz der Bevélkerung vor
Larmemissionen in Einklang bringen. Mit den vorgesehenen Anderungen im USG sollen
die Rechts- und Planungssicherheit erhdéht werden, indem die larmrechtlichen
Kriterien fir Baubewilligungen prézisiert werden. Die Anderungen stiinden in Einklang
mit dem «Nationalen Massnahmenplan zur Verringerung der Larmbelastung» und setze
die Motion 16.3529 Flach (glp, AG) um, so der Bundesrat.

Im Bereich der Altlasten beabsichtigt der Bundesrat, die Sanierung von &6ffentlichen
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und privaten Boéden voranzutreiben. Die Untersuchung und Sanierung offentlicher
Kinderspielpldtze und Grinflachen sollen verbindlich geregelt werden, wobei die
Kosten der Sanierung zu 60 Prozent durch den VASA-Fonds Gbernommen wirden. Die
weiterhin freiwillige Untersuchung und Sanierung privater Kinderspielplatze und
Hausgarten wirde durch eine 40-prozentige Beteiligung des VASA-Fonds unterstitzt.
Weiter sollen durch ehemalige Deponien oder industrielle Aktivitaten belastete
Standorte generell rascher analysiert und saniert werden. Bei den 300-Meter-
Schiessanlagen schlug der Bundesrat vor, in Zukunft nicht mehr eine Pauschale pro
Scheibe zu sprechen, sondern dass der Bund die Sanierungskosten generell zu 40
Prozent Ubernimmt. Mit diesen Anderungen werde die Motion 18.3018 Salzmann (svp,
BE) erflllt und das Anliegen einer abgelehnten Motion 20.4546 Fivaz (gp, NE)
aufgenommen, so die Botschaft.

Bei den Lenkungsabgaben sollen diejenigen Artikel im USG, die den Schwefelgehalt von
einigen Treibstoffen betreffen, gestrichen werden, da sie aufgrund strengerer
Vorschriften in der LRV keine Anwendung mehr finden.

Eine weitere Neuerung im USG soll es dem Bund erlauben, private Institutionen
finanziell zu unterstltzen, die an sie Ubertragene Aufgaben im Bereich der Aus- und
Weiterbildung zum Umgang mit Pflanzenschutzmitteln wahrnehmen. Diese Anderung
werde insbesondere die Umsetzung von Massnahmen des Aktionsplans zur
Risikoreduktion und nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln vereinfachen.
Die vorliegende Revision schaffe auch die gesetzliche Grundlage, um das E-
Government-Programm des UVEK im Umweltschutzbereich zu verankern, so der
Bundesrat.

Schliesslich bezweckt der Bundesrat einige der Strafbestimmungen im USG anzupassen
und das Strafmass fur schwere Delikte anzuheben. Zudem solle die Zusammenarbeit
zwischen den zustandigen Strafverfolgungs- und Umweltschutzbehdrden gestarkt
werden.
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